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Weiterhin Rückstände 
in der Schul- und Berufsausbildung junger Ausländer 

Am Jahresende 1993 lebten in der Bundesrepublik 

Deutschland knapp 1,4 Millionen ausländische Kinder und 

Jugendliche im Alter von 6 bis unter 20 Jahren, davon der 

überwiegende Teil in Westdeutschland, in Ostdeutschland 

nur rund 32 000. Im Laufe der letzten Jahre ist die Zahl der 

Ausländer und darunter die der Kinder und Jugendlichen, 

die in Ostdeutschland wohnen, aber sehr stark gestiegen. 

Dies dürfte auch mit der Verteilung der Asylbewerber und 

Kriegsflüchtlinge auf die verschiedenen Bundesländer in 

Zusammenhang stehen. Der Anteil der Kinder und Jugend-
lichen an der ausländischen Bevölkerung ist in den neuen 

Ländern mit knapp 13 vH nach wie vor viel geringer als in 
den alten Ländern (20 vH), wo schon viele ausländische 

Kinder und Jugendliche geboren sind. Dieser Unterschied 
wirkt sich auch auf den Schulbesuch aus: Von den 1,1 Mil-

lionen ausländischen Schülern, die es im Herbst 1993 in 

der Bundesrepublik gab, entfielen nur 14 000 auf Ost-
deutschland (Tabelle 1). 

Schulbesuch nach Alter und Nationalität 

Nahezu 700 000 ausländische Schüler waren im Alter 

von 6 bis unter 15 Jahren. Die rechnerische Schulbesuchs-

quote in dieser Altersgruppe erreichte knapp 83 vH und lag 

damit deutlich unter dem Niveau der gleichaltrigen Deut-

schen (94 vH)2. Der Abstand ist darauf zurückzuführen, 

daß Kinder von Asylbewerbern und Flüchtlingen aus 

Kriegsgebieten zu einem offensichtlich beträchtlichen Teil 

die Schulen im Inland noch nicht besuchen. 

Zu beachten ist, daß die Quote insbesondere im Hinblick 

auf die Ausländer die tatsächliche Situation unterzeichnet, 

62. Jahrgang 

da die Schülerzahlen im Herbst erhoben werden, die Be-

völkerungszahlen aber zum Ende des Jahres ausgewiesen 

werden. Zwischen den Quoten in West- und Ostdeutsch-

land bestand bei den ausländischen Schülern ein erhebli-
cher Unterschied. Während in Westdeutschland knapp 

84 vH der Sechs- bis unter Fünfzehnjährigen die Schule 

besuchen, sind es nach den amtlichen Daten in den neuen 

Ländern nur knapp 54 vH. Offen bleiben muß, inwieweit 

hier die Statistiken noch revisionsbedüftig sind oder ob 

Asylbewerber und Kriegsflüchtlinge in Ostdeutschland 

einen weitaus größeren Anteil stellen, hier aber weder von 

seiten der Familien noch von seiten der Ämter auf den 

Schulbesuch geachtet wird. In den alten Ländern stieg die 

1 Ohne Kinder in Schulkindergärten und Vorklassen. Vgl. zu 
den Schülerzahlen: Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Allgemein-
bildende Schulen 1993, Reihe 1 und Berufliche Schulen 1993, 
Reihe 2, Fachserie 11, Wiesbaden 1995; Bundesministerium für 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (Hrsg.): 
Grund- und Strukturdaten 1994/95, Bonn 1995; und Sekretariatder 
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder (Hrsg.): Aus-
ländische Schüler und Schulabsolventen von 1984 bis 1993, Doku-
mentation Nr.131, Bonn 1994. Die Statistiken informieren über aus-
ländische Schüler weniger umfassend als über deutsche. Noch 
gibt es beispielsweise für ausländische Auszubildende keine Ab-
schlußstatistik. Angaben zum Alter ausländischer Schüler fehlen. 
Die Altersstruktur wurde deshalb geschätzt. 

2 Die Schulbesuchsquote gibt den an der gleichaltrigen Bevöl-
kerung gemessenen Schulbesuch an. Da das durchschnittliche 
Einschulungsalter bei 6,7 Jahren liegt, erreicht die Schulbesuchs-
quote auch in der Altersgruppe mit Schulpflicht nicht 100 vH. 
Diese Quote ist als Orientierungswert zu interpretieren, die in den 
Bezugsgrößen — Bevölkerungs- und Schülerzahl — infolge von-
einander abweichender Erhebungstermine in den Statistiken Un-
schärfen enthält. 
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Tabelle 1 
Deutsche und ausländische Schüler nach Altersgruppen 

an allgemeinbildenden und beruflichen Schulen in der Bundesrepublik Deutschland 1993 

Im Alter von ... bis 
unter ... Jahren') 

Westdeutschland Ostdeutschland Bundesrepublik Deutschland 

Deut- 
sche 

Aus- 
länder 

Ins- 
gesamt 

Deut- 
sche 

Aus- 
länder 

Ins-
gesamt 

Deut- 
sche 

Aus- 
länder 

Ins-
gesamt 

6 - 15 Jahre 
Allgemeinbildende Schulen 
Berufliche Schulen 

15 - 20 Jahre 
Allgemeinbildende Schulen 
Berufliche Schulen 

20 Jahre und älter 
Allgemeinbildende Schulen 
Berufliche Schulen 

Alle Schüler 
Allgemeinbildende Schulen 
Berufliche Schulen 

6 - 15 Jahre 
15 - 20 Jahre 
6 - 20 Jahre 

4955,0 
4954,0 

1,0 

2554,4 
1 376,9 
1 177,5 

790,0 
61,9 

728,1 

683,9 
683,9 

314,3 
148,8 
165,5 

78,5 
5,9 

72,6 

5638,9 
5637,9 

1,0 

2868,7 
1 525,7 
1 343,0 

868,5 
67,8 

800,7 

in 1000 Personen 
Schüler2> 

1 786,2 
1 785,6 

0,6 

758,1 
437,0 
321,1 

109,0 
7,1 

101,9 

8299,4 1 076,7 9376,1 2653,3 
6392,8 838,6 7231,4 2229,7 
1906,6 238,1 2144,7 423,6 

5274,4 
2756,8 
8031,2 

818,2 
534,2 
1 352,4 

6092,6 
3291,0 
9383,6 

10,8 
10,8 

1 797,0 
1 796,4 

0,6 

6741,2 
6739,6 

1,6 

2,7 760,8 3312,5 
1,7 438,7 1813,9 
1,0 322,1 1498,6 

0,4 
0,1 
0,3 

13,9 
12,6 
1,3 

Bevölkerung 

1 917,7 20,1 
897,7 11,5 

2815,4 31,6 

109,4 
7,2 

102,2 

2667,2 
2242,3 
424,9 

1 937,8 
909,2 

2 847,0 

899,0 
69,0 

830,0 

10952,7 
8622,5 
2330,2 

7192,1 
3654,5 
10 846,6 

694,7 7435,9 
694,7 7434,3 
- 1,6 

317,0 3629,5 
150,5 1 964,4 
166,5 1 665,1 

78,9 977,9 
6,0 75,0 

72,9 902,9 

1 090,6 12043,3 
851,2 9473,7 
239,4 2569,6 

838,3 
545,7 
1 384,0 

8030,4 
4200,2 
12 230,6 

6 - 15 Jahre 
Allgemeinbildende Schulen 

15 - 20 Jahre 
Allgemeinbildende Schulen 
Berufliche Schulen 

6 - 20 Jahre 
Allgemeinbildende Schulen 
Berufliche Schulen 

93,9 83,6 92,6 
93,9 83,6 92,5 

92,7 58,8 87,2 
49,9 27,9 46,4 
42,7 31,0 40,8 

93,5 73,8 90,7 
78,8 61,6 76,3 
14,7 12,2 14,3 

Schulbesuchsquote in vH 

93,1 53,7 92,7 93,7 
93,1 53,7 92,7 93,7 

84,4 
48,7 
35,8 

90,4 
78,9 
11,4 

23,5 
14,8 
8,7 

42,7 
39,6 
3,2 

83,7 
48,3 
35,4 

89,8 
78,5 
11,3 

90,6 
49,6 
41,0 

92,7 
78,9 
13,8 

82,9 92,6 
82,9 92,6 

58,1 
27,6 
30,5 

73,1 
61,1 
12,0 

86,4 
46,8 
39,6 

90,5 
76,8 
13,6 

1I Schüler und Bevölkerung am Jahresende. - 2> Die Altersstruktur der ausländischen Schüler wurde geschätzt. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW. 

Schulbesuchsquote der ausländischen Schüler in den letz-

ten zwei Jahrzehnten deutlich; 1973 betrug sie erst 69 vH. 

Ein wesentlicher Grund war dabei, daß verstärkt auf die 

Einhaltung der Schulpflicht geachtet wird. 

In der Altersgruppe von 15 bis unter 20 Jahren befanden 

sich in der Bundesrepublik 1993 fast 320 000 ausländische 

Schüler an allgemeinbildenden und beruflichen Schulen. 

Die rechnerische Schulbesuchsquote war mit 58 vH deut-

lich niedriger als bei deutschen Jugendlichen dieses Alters 

(91 vH). Auch in dieser Altersgruppe ist die ermittelte Quote 

bei den ausländischen Jugendlichen in den neuen Län-

dern mit 24 vH erheblich niedriger als in den alten (59 vH). 

Diese Diskrepanz bedarf ebenfalls weiterer Prüfung. 

Außerdem unterscheidet sich die Bedeutung der einzel-

nen Schularten bei den jungen Ausländern in beiden 

Landesteilen weiterhin beträchtlich: Wie schon in den Vor-

jahren besuchte in Westdeutschland ein größerer Teil 

berufliche Schulen, in Ostdeutschland dagegen allge-

meinbildende Schulen, dort jedoch bei einer noch relativ 

geringen Zahl ausländischer Schüler insgesamt. Im Ver-

gleich zu den deutschen Schülern gesehen ist der Abstand 

im Schulbesuch bei den ausländischen Schülern in den 

alten Ländern kontinuierlich zurückgegangen. Dies vollzog 

sich in den achtziger Jahren zunächst an den allgemeinbil-

denden Schulen, nach und nach aber auch an den berufli-

chen Schulen. Hierverstärkte sich derAufholprozeß zu Be-
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ginn der neunziger Jahre. Dazu trugen die entspannte 
Lage auf dem Lehrstellenmarkt und die vielen Maßnahmen 

zur Förderung der Berufsausbildung junger Ausländer bei. 

Doch wurde auch die Bedeutung einer guten beruflichen 

Qualifikation für eine Beschäftigung von ausländischen Ju-

gendlichen und ihren Eltern zunehmend erkannt. Diese 

Entwicklung beim Schulbesuch dürfte eigentlich in den 

nächsten Jahren auch in den neuen Ländern zu erwarten 
sein. 

Rund drei Viertel der ausländischen Schüler in der Bun-

desrepublik entfielen 1993 der Nationalität nach auf die 

sechs Herkunftsländer, aus denen die meisten Arbeits-

kräfte mit ihren Familien stammen3; darunter reichlich 

zwei Fünftel auf die Türkei und knapp ein Fünftel auf das 

ehemalige Jugoslawien. Türkische Schüler bilden anteilig 

in West und Ost- dort in geringerem Ausmaß - die größte 

ausländische Schülergruppe, und die Schüler der Natio-

nen aus dem ehemaligen Jugoslawien sind insgesamt in 

beiden Landesteilen gleich stark vertreten. Unter den 

Schülern aus den „sonstigen" Staaten überwiegen in den 

alten Ländern aber Kinder und Jugendliche aus Mitglied-

Tabelle 2 

staaten der Europäischen Union, während es in den neuen 

Bundesländern die aus osteuropäischen Staaten sind 4. 

Allgemeinbildende Schulen 

In Westdeutschland besuchten im Jahre 1993 rund 

840 000 ausländische Schüler die allgemeinbildenden 

Schulen' und damit rund 25 000 mehr als im Vorjahr. Ge-
genüber 1970 hat sich die Zahl mehr als verfünffacht, der 

Ausländeranteil stieg an diesen Schulen von 2 vH auf 

knapp 12 vH. In Ostdeutschland gab es 1993 nur knapp 

14 000 ausländische Schüler, die lediglich 0,6 vH der 

Schüler an allgemeinbildenden Schulen ausmachten. Aus 

3 Die sechs Herkunftsländer sind: Griechenland, Italien, das 
frühere Jugoslawien, Portugal, Spanien und die Türkei. 

4 Vgl. hierzu beispielsweise: Statistisches Bundesamt (Hrsg.): 
Allgemeinbildende Schulen, a.a.O., S. 70 ff. und Berufliche Schu-
len, a.a.O., S. 64 ff. 

5 Die Schülerdaten wurden vorwiegend im September und Ok-
tober 1993 erhoben. Sie gelten für das Schuljahr 1993/94. 

Deutsche und ausländische Schüler nach Schularten in Westdeutschland 

Ingesamt Deutsche Ausländer 

1970 1980 1993 1970 1980 1993 1970 1980 1993 

Allgemeinbildende Schulen 

Berufliche Schulen 

Alle Schüler 

Allgemeinbildende Schulen 
davon: 
Grund- und Hauptschulen) 
Sonderschulen 
Realschulen 
Gesamtschulen2) 
Gymnasien 
Abendschulen und Kollegs 

Berufliche Schulen 
davon: 
Berufsvorbereitungs- und 
Berufsgrundbildungsjahr 
Berufsschulen 
Berufsfachschulen 
Kollegschulen3) 
Berufsober- u. Fachoberschulen4) 
Fachschulen 
Schulen des Gesundheitswesens 

8927,8 9 115,3 

2074,3 2673,1 

11 002,1 11 788,4 

7231,4 

2144,7 

9376,1 

Ausländeranteil 

in 1000 Personen 

8768,7 

2047,7 

10816,4 

8480,2 

2570,6 

11 050,8 

in vH 

6392,8 

1 906,6 

8299,4 

159,1 

26,6 

185,7 

Struktur 

635,1 

102,5 

737,6 

838,6 

238,1 

1 076,7 

1,8 7,0 11,6 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

2,2 10,4 14,4 70,8 53,3 
1,2 7,8 18,6 3,6 3,9 
0,6 2,1 8,0 9,8 15,6 
- 4,8 14,4 - 2,5 

0,9 1,9 5,1 15,6 24,5 
1,3 4,6 12,4 0,2 0,3 

53,2 86,5 82,9 68,0 
3,5 2,5 4,4 6,1 

13,4 3,0 4,6 8,9 
5,1 - 1,7 6,5 

24,2 7,9 6,3 9,9 
0,5 0,1 0,2 0,6 

1,3 3,8 11,1 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

- 11,5 19,8 - 4,2 
1,3 3,8 11,2 77,1 69,2 
0,9 3,3 12,7 8,8 12,3 
- 3,0 15,8 - 1,4 

0,9 1,9 7,6 4,8 6,1 
1,5 2,6 2,9 6,3 3,2 
2,0 1,8 7,2 2,9 3,7 

5,2 -
60,5 78,2 
11,7 6,4 
3,8 -
7,0 3,4 
6,6 7,5 
5,4 4,5 

13,8 10,3 
67,9 61,0 
10,4 13,6 
1,1 5,7 
3,0 4,6 
2,1 1,6 
1,7 3,3 

1) Einschließlich schulartunabhängige Orientierungsstufen. - 2) Einschließlich freie Waldorfschulen. - 3) Einschließlich Fach-
und Berufsakademien. - 4) Einschließlich Fachgymnasien, technische Oberschulen und Berufsaufbauschulen. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Kultusministerkonferenz; Berechnungen des DIW. 
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diesem Grund beschränkt sich die folgende Untersuchung 

auf die Situation an den Schulen in den alten Ländern. 

Ausländische Schüler besuchen weiterhin häufiger als 

deutsche Grund- und Hauptschulen sowie Sonderschulen. 

An diesen Schularten waren drei Viertel der ausländi-

schen, aber nur reichlich die Hälfte der deutschen Schüler 

eingeschult (Tabelle 2). So war der Ausländeranteil an 
Grund- und Hauptschulen mit 14 vH und an Sonderschu-

[en mit 19 vH überdurchschnittlich groß und stieg zu Be- 
ginn der neunziger Jahre auch noch geringfügig. Dennoch 

ging auch bei ausländischen Schülern — vor allem in den 

achtziger Jahren — die Bedeutung der Hauptschule als 
Lernort zurück. 

Intensive schulische Förderungsmaßnahmen führten 

bei ausländischen Schülern zu besseren Fach- und 

Sprachkenntnissen. Hinzu kommt, daß inzwischen die 

meisten jungen Ausländer in der Bundesrepublik geboren 

wurden oder aufwuchsen und von Anfang an am Schul-

unterricht teilnahmen und deshalb die Sprachbarrieren 
kleiner werden. Mehr Informationen über das Schulsystem 

bei jungen Ausländern und ihren Eltern trugen ebenfalls 

dazu bei, daß ausländische Schüler häufiger auf weiterfüh-

rende Schulen überwechselten. Auch wächst der Wunsch 

nach besseren beruflichen Perspektiven mit einer Le-

bensplanung, in der die Absicht zur Rückwanderung in die 

Heimat einen geringeren Stellenwert erhält. 

Realschulen und Gymnasien besuchten knapp 19 vH 

der ausländischen Schüler, bei den deutschen war der 
Anteil doppelt so groß. Der Ausländeranteil an den Gymna-

sien und Realschulen lag mit 5 und 8 vH deutlich unter 

dem Durchschnitt, stieg an den Gymnasien seit Anfang der 

neunziger Jahre nicht mehr und sank an den Realschulen 

sogar wieder geringfügig. Von den Schularten, an denen 

ein mittlerer Abschluß oder das Abitur erreicht werden kön-

nen, weisen weiterhin nur die Gesamtschulen, die Abend-

realschulen, die Abendgymnasien und die Kollegs über-

durchschnittlich hohe Ausländeranteile auf. Diese Schul-

arten, insbesondere die integrierten Gesamtschulen, 

tragen damit zur gewünschten Eingliederung der jungen 

Ausländer bei. 

Junge Ausländer verlassen zwar seltener als zuvor die 

allgemeinbildenden Schulen ohne Schulabschluß, doch 

spiegeln sich auch weiterhin die Unterschiede beim Schul-

besuch zwischen deutschen und ausländischen Schülern 

in der Höhe der Schulabschlüsse. Das Gefälle zu Lasten 

der ausländischen Schulentlassenen hatte in den achtzi-

ger Jahren deutlich, in den neunziger aber nur noch ge-

ringfügig abgenommen. 1993 verließen immerhin noch 

21 vH der ausländischen Schüler die allgemeinbildenden 

Schulen ohne Hauptschulabschluß; der Anteil war dreimal 

so hoch wie bei deutschen Schulabgängern6 (Tabelle 3). 

Es bestehen weiterhin erhebliche Unterschiede nach 

der Art der Abschlüsse: Von den deutschen Schulabsol-

venten verließen nur 30 vH die Schulen mit einem Haupt-

schulabschluß, aber 41 vH erzielten einen mittleren Ab-

Tabelle 3 

Abschlüsse an allgemeinbildenden Schulen 1993 
von deutschen und ausländischen Schülern 

in Westdeutschland 

Abschlußart 
Deut-
sche 

Aus-
länder 

Ausländer 
ante!] 

in 1000 Personen in vH 

Mit Abschluß 

davon: 

Hauptschulabschluß 

Mittlerer Abschluß 

Hochschulreife 

Ohne 
Hauptschulabschluß') 

Insgesamt 

519,1 

158,3 

210,1 

150,7 

36,9 

62,2 10,7 

34,2 

20,9 

7,1 

17,8 

9,0 

4,5 

16,3 30,6 

556,0 78,5 12,4 

1) Einschließlich Schulentlassene aus der Sonderschule. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Kultusministerkonfe-
renz; Berechnungen des DIW. 

schluß und 29 vH die Hochschulreife, während von den 

ausländischen Absolventen 55 vH den Hauptschulab-

schluß erreichten, aber nur 34 vH einen mittleren Abschluß 
und erst 11 vH die Hochschulreife. 

Berufliche Schulen einschließlich Lehrlingsausbildung 

In einer beruflichen, berufsvorbereitenden oder berufs-

orientierten Ausbildung befanden sich 1993 an den berufli-

chen Schulen in Westdeutschland fast 240 000 ausländi-

sche Schüler'. Seit 1970 hat sich zwar die Zahl verneun-

facht, doch stieg sie besonders deutlich von Mitte der 

achtziger Jahre an. Seitdem ist die Veränderung bei aus-

ländischen und deutschen Schülern gegenläufig. Die Zahl 

deutscher Schülerfiel und wird erst in den nächsten Jahren 

wieder steigen. Der Ausländeranteil erhöhte sich seit Be-

ginn der siebziger Jahre von 1 vH auf 11 vH. Er nahm vor 

allem am Anfang der neunziger Jahre zu und erreichte zu-

letzt fast das Niveau des Ausländeranteils an allgemeinbil-

denden Schulen (Tabelle 2). 

Drei Fünftel der ausländischen Schüler an beruflichen 

Schulen besuchten 1993 die Berufsschulen, fast 14 vH die 

6 Zehn Jahre zuvor hatten noch 34 vH der ausländischen SchÜ-
]er, die von den allgemeinbildenden Schulen abgingen, nicht ein-
mal einen Hauptschulabschluß. Eine Abschlußstatistik für auslän-
dische Schüler gibt es erst seit 1983. Vgl. Sekretariat der Ständi-
gen Konferenz der Kultusminister der Länder (Hrsg.): 
Ausländische Schüler und Schulabsolventen 1983 bis 1992, Do-
kumentation Nr. 128, Bonn 1994, S. 159 ff. 

7 Die beruflichen Schulen in Ostdeutschland besuchten nur 
1 300 ausländische Schüler; in einer Lehre befanden sich knapp 
300 ausländische Jugendliche. Deshalb wird hier ebenfalls nurdie 
Situation in Westdeutschland betrachtet. 
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Berufsfachschulen und rund 10 vH die Kolleg- und Fach-
schulen, Fach- und Berufsakademien sowie die Schulen 

des Gesundheitswesens. Fast 5 vH der ausländischen 

Schüler wurden an den Berufsober-, Berufsaufbau-, 

Fachober- und technischen Oberschulen sowie den Fach-

gymnasien darauf vorbereitet, in einer lediglich berufs-

orientierten Ausbildung schulische Abschlüsse zu errei-

chen, die den Abschlüssen allgemeinbildender Schulen 

gleichwertig sind (deutsche Schüler 7 vH). Mit 10 vH berei-
teten sich relativ viele der jungen Ausländer in den Einrich-

tungen des Berufsvorbereitungs- und des Berufsgrundbil-

dungsjahres erst auf eine Berufsausbildung vor. Hier war 

der Ausländeranteil mit 20 vH deutlich höher als bei allen 
anderen Schularten. 

Bei vielen Schularten, an denen allein oder in Koopera-

tion mit Betrieben beruflich ausgebildetwird, habenjedoch 

ausländische Schüler aufgeholt. Die Berufs-, Berufsfach-

und Kollegschulen besucht inzwischen ein größerer Teil als 

von den deutschen Schülern. Besonders ausgeprägt war 

der Unterschied aber weiterhin an den Fachschulen und 

den Schulen des Gesundheitswesens. Jeder achte deut-

sche Schüler nahm an dieser beruflichen Ausbildung und 

Fortbildung teil, aber nur jeder zwanzigste ausländische. 

Nach wie vor sind die meisten Schüler beruflicher Schu-

len Auszubildende und absolvieren eine Berufsausbildung 

im dualen System. Von den deutschen Schülern waren 

1993 nahezu zwei Drittel Auszubildende, von den ausländi-

schen aber nur etwas mehr als die Hälfte (53 vH). Doch gibt 

es hier seit 1985 eine gegenläufige Entwicklung: Die Zahl 

der deutschen Lehrlinge fiel kontinuierlich auf zwei Drittel 

des Ausgangswertes, während die Zahl der ausländischen 

Auszubildenden um das Zweieinhalbfache stieg, so daß ihr 

Anteil an der Zahl aller Lehrlinge insgesamt deutlich zuge-

nommen hat. Trotzdem waren - bezogen auf die relevante 

Altersgruppe der Bevölkerung - immer noch fast doppelt 

so viele deutsche wie ausländische Jugendliche in einer 

Lehre. Es befanden sich auch unter den insgesamt rund 

46 000 Berufsschülern, die arbeitslos oder ohne Ausbil-
dungsvertrag beschäftigt waren, überdurchschnittlich 

viele junge Ausländer8. 

Die geringere Beteiligung der ausländischen Jugendli-

chen an einer Lehre hat mehrere Ursachen. Für den Ab-

schluß eines Lehrvertrages ist zwar rechtlich ein Schulab-

schluß nicht vorgeschrieben, doch ist der Erfolg einer Be-

werbung um einen Ausbildungsplatz auch bei Ausländern 

vom erzielten Schulabschluß abhängig. Hier wirkt sich der 

im Vergleich zu Deutschen geringere Erfolg beim Abschluß 

der allgemeinbildenden Schulen aus. Doch scheint es 

auch Vorbehalte von Anbietern von Lehrstellen gegenüber 

Ausländern zu geben. Hinzu kommt, daß ausländische 

Jugendliche häufiger als deutsche die Lehre abbrechen 

und danach oft kein neues Ausbildungsverhältnis einge-

hen, sondern über eine Arbeitstätigkeit als Ungelernte ein 

höheres Einkommen beziehen9. Auch wird die Berufswahl 
ausländischer Jugendlicher zum Teil durch andere Motive 

als die der deutschen bestimmt: Eine schulische Ausbil-

dung wird beispielsweise oft höher bewertet als eine Lehre 
im dualen System, weil in vielen Heimatstaaten schulische 

berufliche Ausbildung überwiegt und manchmal eine 

Lehrausbildung bloß als normale Beschäftigung gilt 10. So 

fördert auch die Bundesanstalt für Arbeit weiterhin auslän-

dische Bewerber gezielt durch berufsvorbereitende Lehr-

gänge, ausbildungsbegleitende Hilfen und Ausbildungs-

stellen in überbetrieblichen Einrichtungen. 

Die ausländischen Lehrlinge werden in Westdeutsch-

land hauptsächlich in den Bereichen der Handwerkskam-

mern sowie der Industrie- und Handelskammern ausgebil-
det. Im Jahre 1993 erlernten wieder- wie in den achtziger 

Jahren - die meisten ausländischen Jugendlichen einen 

Beruf im Handwerk; nur in diesem Ausbildungsbereich ist 

der Ausländeranteil überdurchschnittlich groß (Tabelle 4). 
Gegenüber 1990 stieg die Zahl ausländischer Lehrlinge in 

Industrie und Handel, Handwerk sowie bei den freien Beru-

fen am stärksten. 

Die Gliederung nach Wirtschaftsbereichen zeigt für 

1994, daß von den ausländischen Auszubildenden 32 vH 

im verarbeitenden Gewerbe, 31 vH in den sonstigen 

Dienstleistungen, 15 vH im Handel und 11 vH im Bauge-

8 Vgl. hierzu: Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Berufliche 
Schulen, a.a.O., S. 63 und Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.): Be-
rufsberatung 1993/94, Nürnberg 1995, S. 15 ff. 

9 Vgl. Berufsausbildungssituation ausländischer Jugendlicher. 
In: Bundesinstitut für Berufsausbildung (Hrsg.): Forschungser-
gebnisse 1992, Berlin und Bonn 1993, S. 17 f. und Bundesinstitut 
für Berufsbildung (Hrsg.): Pressemitteilung Nr. 15, Berlin und 
Bonn 1994. 

10 Vgl. Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.): Berufsberatung 
1993/94, a.a.O., S. 14 f. 

Tabelle 4 

Deutsche und ausländische Auszubildende 1993 
nach Ausbildungsbereichen in Westdeutschland') 

Ausbildungsbereich 
Deut-
sche 

Aus-
länder 

Ausländer-
anteil 

in 1000 Personen in vH 

Industrie und Handel 

Handwerk 

Landwirtschaft 

Öffentlicher Dienst 

Freie Berufe 

Hauswirtschaft 

Seeschiffahrt 

Insgesamt 

591,4 

403,4 

23,0 

59,0 

128,3 

7,3 

0,3 

1 212,7 

54,6 

55,6 

0,4 

2,1 

13,2 

0,3 

0,0 

126,2 

8,5 

12,1 

1,7 

3,4 

9,3 

3,9 

1,0 

9,4 

1) In den Ausbildungsbereichen Öffentlicher Dienst, freie Be-
rufe und Hauswirtschaft einschließlich Berlin (Ost). 

Quellen: Bundesminister für Bildung und Wissenschaft; Be-
rechnungen des DIW. 
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Tabelle 5 
Deutsche und ausländische Beschäftigte 

in beruflicher Ausbildung nach Wirtschaftsbereichen 
in Westdeutschland') 

Deut-
sche 

Aus-
länder 

Ausländer-
anteil 

1994 1991 1994 

Struktur in vH in vH 

Land- und Forstwirtschaft 

Energie, Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe 
davon: 
Chemie und Kunststoff 
Maschinenbau 
Straßenfahrzeugbau 
Elektrotechnik, EDV 
Nahrungs- und Genußmittel 
Übrige 

Baugewerbe 

Handel 

Verkehr und Nachrichten 

Kredit- und Versicherungs-
gewerbe 

Sonstige Dienstleistungen 
davon: 
Gaststätten und Beherbergung 
Reinigung, Körperpflege 
Wissensch., Publizistik 
Gesundheits-, Veterinärwesen 
Übrige 

Organisationen o. Erwerbsch. 

Gebietskörperschaften 

Ohne Angaben 

Insgesamt 

1,6 

1,2 

30,1 

2,3 
3,7 
5,8 
3,2 
3,0 

12,1 

0,6 

1,1 

32,5 

2,2 
3,6 
9,4 
3,0 
2,1 

12,1 

2,1 

7,3 

6,2 

5,5 
6,0 
9,2 
5,7 
2,8 
6,3 

4,0 

8,7 

10,5 

9,7 
9,7 

14,9 
9,3 
6,9 
9,8 

8,9 10,6 6,5 11,5 

13,3 14,9 5,7 10,8 

3,8 3,6 5,1 9,3 

5,2 1,7 1,3 3,4 

29,8 30,9 6,6 10,1 

3,3 
2,4 
3,9 

12,4 
7,9 

1,8 

4,2 

0,0 

100,0 

3,0 5,8 8,9 
6,5 14,9 22,8 
3,7 7,8 9,3 

12,8 5,9 10,1 
5,0 3,6 6,4 

2,3 9,7 12,3 

1,8 

0,0 

100,0 

2,8 4,4 

17,5 17,2 

5,9 9,8 

1) Jahresmitte; Auszubildende und andere Beschäftigte in 
beruflicher Ausbildung, einschließlich Praktikanten. 

Quellen: Bundesanstalt für Arbeit; Berechnungen des DIW. 

werbe beschäftigt waren. Auf die übrigen Wirtschaftsberei-

che entfielen nur 11 vH, bei deutschen Lehrlingen dagegen 

fast 18 vH. In den letzten Jahren nahm bei ausländischen 

Auszubildenden die Konzentration auf das Baugewerbe 

und den Dienstleistungsbereich zu. 

In den neunziger Jahren hat sich der Anteil ausländi-

scher Auszubildender von 6 vH (1991) auf 10 vH (1994) er-

höht (Tabelle 5). Der Anstieg war in den einzelnen Wirt-

schaftsbereichen unterschiedlich groß 11. So erreichte der 

Anteil bei Reinigung und Körperpflege Mitte 1994 fast 

23 vH; drei Jahre zuvor hatte er erst bei knapp 15 vH gele-

gen. Im Straßenfahrzeugbau nahm er im gleichen Zeit-

raum von rund 9 vH auf fast 15 vH zu. Nur vergleichsweise 

gering stieg der Anteil bei den Gebietskörperschaften 

sowie im Kredit- und Versicherungsgewerbe; hierverharrte 

er weiterhin beträchtlich unter dem Durchschnitt. 

Ausländische Lehrlinge wurden im Unterschied zu deut-

schen noch überwiegend in Fertigungsberufen ausgebil-

det (57 zu 49 vH); somit waren sie auch in den technischen 

und Dienstleistungsberufen insgesamt in geringerem Aus-

maß vertreten (42 zu 49 vH). Die ausländischen Auszubil-

denden waren auch vergleichsweise mehr als die deut-

schen auf wenige Lehrberufe konzentriert. So entfielen bei 

ausländischen Lehrlingen auf die achtzehn am stärksten 

besetzten Ausbildungsberufe fast zwei Drittel aller Ausbil-

dungsverhältnisse, bei deutschen Lehrlingen hingegen 

war es nur knapp die Hälfte. Zwar gehörten zu diesen Lehr-

berufen mit jeweils neun gleichviel Fertigungs- und Dienst-

leistungsberufe, doch zeigte sich hier eine ähnliche Vertei-

lung wie bei den Auszubildenden insgesamt: Nur 49 vH 

der ausländischen Jugendlichen waren in einem Dienstlei-

stungsberuf beschäftigt, aber 57 vH der deutschen. Außer-

dem ist die Verteilung der ausländischen Lehrlinge immer 

noch deutlicher als die der deutschen geschlechtsspezi-

fisch geprägt: Männliche ausländische Auszubildende er-

lernten relativ mehr als deutsche einen Fertigungsberuf, 

weibliche ausländische Auszubildende waren stärker als 

deutsche auf wenige Dienstleistungsberufe und Wirt-

schaftszweige im Dienstleistungsbereich konzentriert. Der 

Rangfolge nach waren 1993 die drei am stärksten besetz-

ten Lehrberufe bei jungen Ausländern Kraftfahrzeugme-

chaniker, Industriemechaniker und Elektroinstallateur, bei 

jungen Ausländerinnen Friseurin, Arzthelferin und Kauf-

frau im Einzelhande1 12. 

In den alten Ländern wurden 1993 aus den beruflichen 

Schulen - ohne Schulen des Gesundheitswesens- rund 

81 000 ausländische Schüler entlassen, davon rund ein 

Drittel ohne Abschlußzeugnis 13. Von den erfolgreichen Ab-

solventen kamen mit fast 29 000 die meisten von den Be-

11 Die Verteilung der Lehrlinge auf die Wirtschaftsbereiche 
wurde nach der Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten in beruflicher Ausbildung untersucht. Diese Unterlagen sind 
mit der Statistik der Auszubildenden nach dem Berufsbildungsge-
setz nichtvoll kompatibel. Außer fast allen Lehrlingen ist noch eine 
kleine Zahl von anderen Beschäftigten in beruflicher Ausbildung, 
beispielsweise Praktikanten, vor allem bei den deutschen Be-
schäftigten enthalten. Die Zahl ausländischer Auszubildender ist 
etwas untererfaßt. Vgl. Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.): Amtliche 
Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 1995, Nr. 3, 
S. 466 f. 

12 Für ausländische Auszubildende liegen erstmalig Informatio-
nen zu allen Ausbildungsberufen vor. Die Angaben, die sich auf 
die gesamte Bundesrepublik beziehen, wurden vorab vom Statisti-
schen Bundesamt zur Verfügung gestellt. Sie werden demnächst 
in der Fachserie 11, Berufliche Bildung 1993, veröffentlicht. 

13 Der Berufsschulabschluß ist nicht mit dem Lehrabschluß 
gleichzusetzen, der bei den Kammern abgelegt wird. Da in der 
Statistik bei Lehrabschlüssen nicht zwischen Deutschen und Aus-
ländern unterschieden wird, werden ersatzweise die Abschlüsse 
an Berufsschulen verwendet. Die Abschlüsse an den Schulen des 
Gesundheitswesens können aus dem gleichen Grund nicht be-
rücksichtigt werden. Jedoch ist der Berufsschulabschluß auch ein 
guter Indikatorfürden Lehrabschluß, weil nahezu alle Absolventen 
einer Lehre auch die Berufsschule erfolgreich abschließen. 
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Tabelle 6 
Deutsche und ausländische Schulabgänger von 
beruflichen Schulen in Westdeutschland 19931) 

Deut-
sche 

Aus-
länder 

Ausländer-
anteil 

in 1000 Personen in vH 

Mit Abschluß 

Berufsvorbereitungs- und 
Berufsgrundbildungsjahr 
Berufsschulen 

Berufsfachschulen 

Kollegschulen2) 

Berufsober- und 
Fachoberschulen3) 
Fachschulen 

Insgesamt 
darunter: 

Berufliche Ausbildung4) 

19,8 8,1 29,1 
373,4 28,8 7,2 

92,6 10,1 9,8 

22,5 2,7 10,8 

59,3 2,6 4,3 
51,5 0,9 1,7 

619,0 53,3 7,9 

540,0 42,5 7,3 

Ohne Abschluß5) 

Berufsvorbereitungs- und 
Berufsgrundbildungsjahr 
Berufsschulen 

Berufsfachschulen 

Kollegschulen2) 

Berufsober- und 
Fachoberschulen3) 
Fachschulen 

Insgesamt 
darunter: 

Berufliche Ausbildung4) 

19,3 6,6 25,5 
59,4 15,6 20,8 

20,2 3,6 15,2 

4,0 1,6 28,8 

3,6 0,8 17,3 
2,3 0,1 4,2 

108,8 28,3 20,6 

86,0 20,9 19,6 

Alle Schulentlassenen 

Berufsvorbereitungs- und 
Berufsgrundbildungsjahr 
Berufsschulen 

Berufsfachschulen 

Kollegschulen2 

Berufsober- und 
Fachoberschulen3) 
Fachschulen 

Insgesamt 
darunter: 

Berufliche Ausbildung4) 

39,1 14,7 27,3 
432,8 44,4 9,3 

112,9 13,7 10,8 

26,5 4,4 14,1 

62,8 3,4 5,1 
53,8 1,0 1,8 

727,8 81,5 10,1 

625,9 63,4 9,2 

1) Ohne Schulen des Gesundheitswesens. - 2) Einschließ-
lich Fach- und Berufsakademien. - 3) Einschließlich Fach-
gymnasien, technische Oberschulen und Berufsaufbauschu-
len. - 4) Abschlüsse beruflicher Schularten, an denen allein 
oder in Kooperation mit den Betrieben ein beruflicher Ab-
schluß erreicht werden kann. Bei Berufsfachschulen sind 
auch andere Abschlüsse enthalten. - 5) Einschließlich ohne 
Angabe der Zeugnisart. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW. 

rufsschulen; rund 10 000 Schüler verließen die Berufsfach-

schulen und etwas über 8 000 Schüler die berufsvorberei-

tenden Schulen mit Abschluß. An den Kollegschulen sowie 

den Fach- und Berufsakademien bestanden rund 2 700 

Ausländer und an den Fachschulen knapp 900 die Prü-

fung. Die restlichen 2 600 Schüler erzielten schulische Ab-

schlüsse (Tabelle 6). Von den ausländischen Schülern ins-

gesamt absolvierten nur 65 vH die beruflichen Schulen mit 

Erfolg, von den deutschen 85 vH. Gegenüber 1990 erhöhte 

sich zudem der Anteil ausländischer und deutscher Schul-

abgänger ohne Abschluß geringfügig um jeweils zwei Pro-

zentpunkte. 

Fazit 

Am Jahresende 1993 besuchten in den alten Bundeslän-

dern fast 1,1 Millionen ausländische Schüler die allgemein-

bildenden und beruflichen Schulen. Infolge der demogra-

phischen Entwicklung und des sich ändernden Bildungs-

verhaltens werden Zahl und Anteil ausländischer Schüler 

weiter steigen, vor allem in den neuen Ländern. 

Die Eingliederung der jungen Ausländer in Schule und 

berufliche Ausbildung in Westdeutschland hat sich in den 

letzten 25 Jahren zweifellos verbessert. Allerdings 

schwächte sich diese Entwicklung zu Beginn der neunzi-

ger Jahre an den allgemeinbildenden Schulen leicht ab, 

während sie sich an den beruflichen Schulen und in der 

Lehrausbildung verstärkte. Der Rückstand im Vergleich zu 

den gleichaltrigen Deutschen ist jedoch beim Schulbe-

such, bei den Abschlüssen und in der beruflichen Ausbil-

dung bei weitem noch nicht überwunden. Angesichts der 

rückläufigen demographischen Entwicklung der deut-

schen Bevölkerung wird die Leistungsfähigkeit der deut-

schen Volkswirtschaft wohl nur zu erhalten sein, wenn es 

gelingt, die Ausländer in Wirtschaft und Gesellschaft zu in-

tegrieren. Dazu gehört aber vordringlich ein gutes Qualifi-

kationsniveau auch der ausländischen Erwerbstätigen; 

dafür ist die bessere schulische und berufliche Integration 

der Ausländer eine wichtige Voraussetzung. Mit gezielten 

Maßnahmen ist die Bildungs- und Ausbildungssituation für 

Ausländer zu verbessern. Dabei wäre schon viel gewon-

nen, wenn der Anteil der Abgänger von allgemeinbilden-

den Schulen ohne Abschluß bei Ausländern deutlich ver-
ringert werden könnte: Ein fehlender Schulabschluß min-

dert die Chance, eine qualifizierte Berufsausbildung zu 

beginnen. Es ist in diesem Zusammenhang vom DIW be-
reits darauf hingewiesen worden, daß es erforderlich ist, 

benachteiligte ausländische Schüler besonders zu för-

dern, kleinere Klassen einzurichten, die Sprachkompetenz 
vor allem später zugezogener ausländischer Schüler zu 

verbessern und mehr ganztägige Angebote an Schulen zu 

machen 14. 

14 Vgl. Ausländerintegration und Bildungspolitik. Bearb.: Frie-
derike Behringer, Wolfgang Jeschek und Gert Wagner. In: Wo-
chenbericht des DIW, Nr. 3/94, S. 37 f., und Nach wie vor Rück-
stände in der Schul- und Berufsausbildung junger Ausländer. 
Bearb.: Wolfgang Jeschek. In: Wochenbericht des DIW, Nr. 28/94, 
S. 491 f. 
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Obwohl sich die Situation für Ausländer an einigen beruf-

lichen Schularten und in der Lehrlingsausbildung zuletzt 

auch verbesserte, weisen weiterhin einige Merkmale auf 

eine unbefriedigende Lage hin: Ein Drittel der ausländi-

schen Schulabgänger hat keinen beruflichen Abschluß; 

der Anteil stieg in den neunziger Jahren sogar geringfügig. 

Die Beteiligung der ausländischen Jugendlichen an der 

Lehre ist deutlich geringer als die der deutschen, der alters-

spezifische Anteil etwa halb so groß. Nach wie vor besu-

chen zu wenige Ausländer Fachschulen und Schulen des 

Gesundheitswesens. Deshalb müssen weiterhin berufs-

vorbereitende Maßnahmen und ausbildungsbegleitende 

Hilfen für ausländische, aber auch für benachteiligte deut-

sche Jugendliche durch die Bundesanstalt für Arbeit, die 

Wirtschaft und die Schule angeboten werden. Ausbil-

dungsplätze für Ausländer fehlen vor allem in den Dienst-

leistungsbereichen und Dienstleistungsberufen, die auch 

mittelfristig gute Beschäftigungschancen bieten. Hier 

müßten vor allem die Wirtschaft schon aus eigenem 
Interesse, aber auch der öffentliche Dienst mehr Plätze 

anbieten: Qualifizierte ausländische Mitarbeiter können 

bei der fortschreitenden internationalen Kooperation in der 

Wirtschaft und im öffentlichen Bereich ein Wettbe-

werbsvorteil sein. Berufsberatung und Schule sollten 

bei ausländischen Jugendlichen und ihren Eltern die 

Motivation für eine Berufsausbildung stärken und die 

Berufswahl auf ein breiteres Spektrum lenken. 



— 393 — 

Rumänien: 
Produktionsbelebung bei verschleppter Privatisierung 

In dem mit dem Internationalen Währungsfonds im Winter 1993/1994 vereinbarten Reformpaket für die Jahre 

1994/1995 hatte sich Rumänien zu einer restriktiven Geld-, Fiskal- und Lohnpolitik sowie zu einer beschleu-

nigten Privatisierung verpflichtet. lm Jahr 1994 sollten die Inflationsrate auf 75 vH gesenkt, das konsolidierte 

Budgetdefizit auf 3,6 vH begrenzt und die Zinsen stark angehoben werden'. Tatsächlich konnten 1994 Er-
folge bei der Inflationsbekämpfung erzielt werden, auch wenn dazu temporäre Preisstopps eingesetzt wur-

den. Die Zinsen erreichten im Jahresverlauf den realpositiven Bereich. Produktion und Investitionen haben 

sich deutlich belebt. Allerdings war das Defizit im Staatshaushalt höher als ursprünglich geplant. Die Privati-

sierung kam nursehr langsam voran. Dies sowie die gegen Jahresende hohen Lohnzugeständnisse dürften 

dazu führen, daß die Inflationsneigung wieder zunimmt. 

Gesamtwirtschaftliche Entwicklung  

Das rumänische Bruttoinlandsprodukt (BIP) hat 1994 

nach vorläufigen Angaben real um 3'/2 vH (1993: 1,3 vH) 

zugenommen'. Dieses Wachstum ist vor allem auf eine 

gestiegene Industrieproduktion (3,3 vH), vermehrte Bautä-

tigkeit (18,8 vH) und eine Zunahme der Einzelhandelsum-

sätze (8 vH) zurückzuführen, während die landwirtschaftli-

che Produktion, trotz billiger Kredite und günstiger Witte-

rung, und die Verkehrsleistung stagnierten und die 

konsumbezogenen Dienstleistungen rückläufig waren 

(-11 vH). 

Der Zuwachs der Industrieproduktion konzentrierte sich 

im wesentlichen auf einige Branchen der Konsumgüterin-

dustrie, wie die Leder- und Möbelindustrie, die — bei leich-

ter Belebung der Binnennachfrage — vor allem für den Ex-

port produzierten. Die Produktion von im Ausland weniger 

wettbewerbsfähigen Gütern ist hingegen zurückgegan-

gen. Hierzu gehören insbesondere Maschinen und Ausrü-

stungen sowie Transportmittel. Ebenfalls rückläufig ent-

wickelte sich die Produktion energieintensiver Branchen, 

darunter der Chemie- und Glasindustrie. 

Die Bruttoanlageinvestitionen sind 1994 real um 15 vH 

gestiegen. Zugleich hat der Anteil der privaten Investitio-
nen 1994 um 11 vH-Punkte zugenommen und war mit 

38,5 vH etwas höher als der Anteil des Privatsektors an der 

Entstehung des BIP (35 vH). Die öffentlichen Investitionen 

konzentrierten sich vor allem auf die Energiewirtschaft und 

die Infrastruktur. Der private Verbrauch hat 1994 real leicht 

zugenommen 4. Die starke Abnahme bei den konsumbezo-

genen Dienstleistungen (- 11 vH) konnte durch gestiegene 
Einzelhandelsumsätze (8 vH) kompensiert werden. 

Die Exporte nahmen 1994 auf US-$-Basis im Vergleich 

zum Vorjahr nach vorläufigen Angaben um 22,5 vH zu; die 

Importe stiegen um lediglich 5 vH5. Das Handelsbilanzde-
fizit hat sich stark verringert. (1994: — 330 Mill. US-$; 1993: 

—1,1 Mrd US-$). Auch der Saldo der Dienstleistungsbilanz 

hat sich mit —87 Mill. US-$ verbessert (1993: — 111 Mill. 

US-$) Insgesamt konnte eine starke Verringerung des Lei-

stungsbilanzdefizits auf nur noch 270 Mill. US-$ (1993: 

—1,7 Mrd. US-$) erzielt werden'. 

Der Handel mit der Europäischen Gemeinschaft hat wei-

ter zugenommen. In die EU wurden 1994 47 vH (1993: 

39 vH) der Gesamtexporte geliefert, und mehr als die 
Hälfte der Gesamtimporte wurde von dort bezogen (1993: 

42,1 vH). Allein gegenüber der Bundesrepublik Deutsch-

land beliefen sich die entsprechenden Anteile auf 16,5 vH 

(1993: 14,3 vH) bzw. 20,3 vH (1993: 15,8 vH). Ein Grund für 

die gestiegenen rumänischen Exporte war das Interimsab-

kommen' mit der Europäischen Union. Daneben wirkte 

sich der konjunkturelle Aufschwung in Westeuropa positiv 

aus. Der Anteil der mittel- und osteuropäischen Länder an 

den rumänischen Exporten sank weiter und erreichte 1994 

nur noch 19 vH (1993: 24 vH). 

Preise, Löhne und Beschäftigung 

Der Anstieg der Verbraucherpreise konnte 1994 dra-

stisch gesenkt werden; er erreichte im Dezember 1994 auf 

der Basis des entsprechenden Vorjahresmonats 61,7 vH 

(1993: 295 vH). Dieser Wert ist verglichen mit anderen mit-

telosteuropäischen Ländern nach wie vor hoch. Dabei ist 

zu berücksichtigen, daß in Rumänien die Preise in den ver-

gangenen Jahren graduell freigegeben worden sind; auch 

Anfang 1994 wurde die Anzahl administrierter Preise 

gesenkt. 

1 Monitorul Oficial al Romäniei, Nr. 47/1994. 
2 Der Umfang der statistischen Berichterstattung hat in den ver-

gangenen Jahren stark zugenommen. Nach wie vor enthalten die 
Angaben jedoch Widersprüche und Lücken. 

3 Vgl. für die folgenden Angaben: National Commission for Sta-
tistics: Monthly Statistical Bulletin, Nr. 12/1994. 

4 Über den gesamten privaten Verbrauch werden keine statisti-
schen Angaben gemacht. Daher werden hier hilfsweise die Ent-
wicklung von Einzelhandelsumsätzen und konsumbezogenen 
Dienstleistungen herangezogen. 
5 Vgl. zum Außenhandel: Comisia Nationalä pentru Statisticä. 

Anuarul de comert exterior 1994. 
6 Banca NalionA a Romäniei: Bulletin lunar ianuarie 1995, 

S. 14 f. Es wurden auch andere, vorläufige Angaben zur Lei-
stungsbilanz veröffentlicht, die von einem Defizit von nur 235 Mill. 
US-$ ausgehen. Vgl. Romania economic newsletter, January-
March 1995, S. 7. 

7 Mit dem Interimsabkommen werden die handelspolitischen 
Teile des Assoziierungsabkommens bereits vor dessen Ratifizie-
rung in Kraft gesetzt. 
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Tabelle 1 
Rumänien: Wirtschaftsindikatoren 
Veränderung gegenüber Vorjahr in vH 

Wirtschaftsbereich 1991 1992 1993 19940 

Bruttoinlandsprodukt, real 

Industrieproduktion, real 

Bauproduktion, real 

Landwirtschaftliche Produktion, real 

Bruttoanlageinvestitionen, real 

Einzelhandelsumsatz, real 

Exporte) 

Import2)3) 

Verbraucherpreise4) 
dar.: Nahrungsmittel 

Monatlicher Durchschnittslohn, nominal 

Arbeitslose in vH der Erwerbsbevölkerung5) 

-12,9 

-22,8 

-21,8 

-8,6 

-25,8 

-21,7 

-26,1 

-41,6 

222,8 
275,4 

-13,5 

-21,9 

-8,8 

-12,1 

-1,0 

-17,4 

2,3 

7,7 

1,3 

1,3 

0,7 

12,4 

1,0 

-14,9 

12,1 

4,1 

199,2 295,5 
219,7 271,2 

116,7 167,8 

3,0 9,0 

3,4 

3,3 

18,8 

0,2 

15,3 

8,3 

22,6 

5,1 

61,7 
64,3 

202,9 129,3 

10,2 10,9 

1) Vorläufige Angaben. - 2) Basis US- Dollar-fob-Werte. - 3) Einschließlich Importe, für die noch keine Zolldeklarationen vorlie-
gen (520 Mill. US-Dollar). - 4) Veränderung Dezember zu Dezember des Vorjahres. - 5) Jahresende. 

Quellen: National Commission for Statistics, Romanian Statistical Yearbook 1992, 1993, 1994; Quarterly Statistical Bulletin 
1-4/1994; Monthly Statistical Bulletin, December 1994. 

Nachdem der monatliche Preisanstieg im Sommer 1994 

auf Raten von 1,5 vH bis 2,5 vH zurückgegangen war, kam 

es im Herbst zu einer Erhöhung des Preisanstiegs insbe-

sondere bei Nahrungsmitteln, die sich im September und 

Oktober um jeweils 5 vH verteuerten. Angesichts dieser 

Entwicklung beschloß die Regierung, einige Lebensmittel-

preise für 6 Monate einzufrieren8. Diese Frist wurde im 

Frühjahr 1995 um ein weiteres halbes Jahr verlängert9. 

Auch diese Maßnahme soll dazu beitragen, daß das ur-

sprüngliche Ziel, die Inflationsrate 1995 auf 29 vH zu sen-

ken, eingehalten werden kann 10. Die im ersten Quartal 

1995 beobachteten Preissteigerungsraten hielten sich in 

diesem vorgegebenen Rahmen. Dabei ist indes zu berück-

sichtigen, daß der Gewinnsteuer- und bei einigen Produk-

ten auch der Mehrwertsteuersatz gesenkt wurden". 

Im Jahr 1994 war die durchschnittliche Nominallohner-

höhung mit 130 vH geringer als im Jahr zuvor (200 vH). Auf 

Basis Ende 1993 blieben die Nominallohnerhöhungen bis 

Dezember 1994 trotz Lohnzugeständnissen im Sommer 
hinter der Entwicklung der Erzeugerpreise zurück 12. 

Gegen Jahresende veränderte sich das Bild aufgrund er-

neuter Lohnzugeständnisse. 

Die Lohnpolitik konzentriert sich nach wie vor auf das In-

strument von Strafsteuern für übermäßige Lohnerhöhun-

gen in Staatsunternehmen. Um der Tendenz steigender 

Nominallöhne entgegenzuwirken, hat die Regierung im 

März 1995 zusätzlich eine Eilverordnung erlassen. Ihr zu-

folge dürfen in Unternehmen, die mehrheitlich in staatli-

chem Eigentum sind, Lohnsteigerungen nur bei entspre-

chenden Produktivitätszunahmen gewährt werden 13. Auf-

grund dieser Maßnahme ist es im April zu Streiks gekom-

men. Es bleibt unklar, ob die Regierung im laufenden Jahr 

ihren restriktiven Kurs in der Lohnpolitik durchsetzen kann. 

Die beabsichtigte Bildung eines Gremiums aus Regie-

rungs-, Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern 14 ist 

noch nicht vorangekommen. Das Gremium soll sich neben 

der Lohnpolitik mit Fragen der sozialen Sicherung und 

Auswirkungen der Restrukturierung und Privatisierung auf 

die Beschäftigung befassen. 

Die Arbeitslosenquote ist bis Ende 1994 auf 11 vH (1993: 

10,2 vH) gestiegen. Im Unterschied zu anderen Ländern 

Mittel- und Osteuropas war der Beschäftigungsabbau ge-

ring. In der Landwirtschaft stieg die Beschäftigung 

sogar15, und zwar aufgrund der Restitution von Grundbe-

sitz und da bislang noch nicht beschäftigte Arbeitnehmer 

versuchen, einen Arbeitsplatz auf dem Land zu finden. 

Falls die Umstrukturierung in der Industrie fortgesetztwird, 

ist aber mit einer weiteren Erhöhung der Arbeitslosenquote 

8 Adevärul economic, Nr. 48/1994, S. 19. 

9 Romania liberä vom 18. April 1995, S. 1. 

10 Adevärul economic, Nr. 1-2/1995, S. 6. 

11 Adevärul economic, Nr. 4/1995, Suplement legislativ, sowie 
Monitorul Official al Romäniei, Partea I, Nr. 3/1995, S. 1 ff, und Nr. 
246/1994, S. 1 ff. 

12 Der Anstieg der Erzeugerpreise hat 1994 den der Verbrau-
cherpreise übertroffen. 

13 Monitorul Oficial al Romaniei, Partea I, Nr. 46/1995, S. 12. 

14 Adevärul economic, Nr. 9/1995, S. 28 f. 

15 National Commission for Statistics: Monthly Statistical Bulle-
tin, Nr. 12/1994, S. 11. 
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Tabelle 2 
Rumänien: Industrieprodukion 

Veränderung gegenüber Vorjahr in vH 

1991 1992 1993 1994 

Insgesamt 

Kohlegewinnung und -verarbeitung 

Öl- und Gasgewinnung 

Metall- und Erzgewinnung und -verarbeitung 

Andere Förderaktivitäten 

Nahrungsmittel und Getränke 

Tabakwaren 

Textilien 

Bekleidung, Pelze, Leder 

Lederwaren und Schuhe 

Holzwaren 

Papierwaren 

Rohöl- und Kohleverarbeitung, Nuklearkraft 

Chemische Industrie 

Gummi- und Kunststoffwaren 

Andere nichtmetallische Grundstoffe 

Metallurgie 

Metallwaren 

Maschinen und Ausrüstungen 

Datenverarbeitungs- und Büromaschinen 

Elektrische Geräte und Zubehör 

Elektrotechnik, Radio, TV 

Feinmechanische und optische Geräte, Uhren 

Transportfahrzeuge 

Andere Transportgeräte 

Möbelproduktion und andere nicht aufgeführte Produkte 

Elektrischer Strom, Gas- und Warmwasserproduktion 

-22,8 

-16,6 

-14,6 

-22,8 

-25,5 

-19,1 

-3,0 

-16,7 

-11,1 

-16,1 

-23,5 

-31,1 

-35,9 

-26,5 

-27,8 

-22,8 

-28,8 

-16,6 

-34,9 

-38,5 

-29,1 

-11,5 

-19,0 

-24,7 

-25,4 

-5,7 

-9,4 

-21,9 

14,6 

-3,9 

-6,6 

-33,6 

-18,0 

-0,4 

-30,5 

-30,5 

-29,1 

-18,7 

-25,8 

-11,1 

-23,5 

-29,9 

-18,9 

-29,6 

-29,9 

-21,8 

-27,0 

-33,7 

-34,6 

-26,2 

-29,2 

-14,5 

-18,7 

-7,2 

1,3 

1,3 

0,4 

0,8 

-9,5 

-13,9 

-12,5 

-2,2 

-4,5 

-1,7 

-9,2 

-8,8 

-0,9 

3,7 

5,7 

0,0 

8,0 

-7,7 

2,9 

-27,4 

7,2 

19,3 

0,5 

25,9 

12,4 

29,6 

6,9 

3,3 

2,5 

-2,0 

13,3 

-8,7 

13,6 

-5,5 

-0,1 

43,4 

11,5 

-15,6 

-0,9 

16,2 

-8,9 

-19,1 

-8,8 

3,7 

-14,9 

-7,3 

9,5 

53,7 

100,4 

-14,3 

-10,5 

-25,2 

11,9 

-5,8 

Quellen: National Commission for Statistics, Statistical Yearbook 1994, Quarterly Statistical Bulletin 4/94. 

zu rechnen, weil die Absorptionsfähigkeit des privaten Sek-

tors noch gering ist: Das Verhältnis von offenen Stellen zu 

Arbeitssuchenden beträgt 1:28016. 

Geld- und Währungspolitik 

Nachdem die Zinsen in den vorangegangenen Jahren 

real negativ gewesen waren, wurde Ende 1993 versucht, 

einen neuen Kurs in der Geldpolitik einzuschlagen 17. Die 

rumänische Nationalbank erhöhte die Refinanzierungs-

sätze stark; der durchschnittliche Satz stieg von 60 vH im 
September 1993 auf 136 vH im Frühjahr 1994. Diese Erhö-

hung führte im Frühjahr, gemessen an der ex post-Preis-

steigerung, zu extrem hohen positiven Realzinsen (70 vH). 

Hieran zeigt sich, daß eine Orientierung an der monatli-

chen ex post-Preissteigerung bei starken Veränderungen 

der Preise problematisch ist. Die u.a. infolge der Preisadmi-

nistrierung relativ stabile Preisentwicklung im zweiten 
Halbjahr erlaubte der Nationalbank eine bessere Anpas-

sung ihrer Refinanzierungssätze. Die Kreditzinsen der Ge-

schäftsbanken sind mit Verzögerung der Veränderung des 

Refinanzierungssatzes gefolgt. Im ersten Halbjahr 1994 

hat das Volumen der Kredite an die Nichtbanken real abge-

nommen; im Gesamtjahr ist es gestiegen. 

Ober Umfang und Entwicklung der zwischenbetriebli-

chen Verschuldung liegen nur vereinzelte Angaben vor. In 

den vergangenen Jahren wurden mehrmals Schuldenre-

gulierungen vorgenommen; jedoch wurden Verlustbe-
triebe nicht geschlossen; dabei hat sich die zwischenbe-

16 Adevärul economic, Nr. 14/1995, S. 2. 

17 National Bank of Romania: Quarterly Bulletin, Nr. 1/1994, 
S. 12 f. 
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Tabelle 3 
Außenhandel Rumäniens 

Handelspartner 
Mrd. US-Dollar Struktur in vH 

1993 1994 1993 1994 

Mittel- und Osteuropal) 
frühere Sowjetunion 

OECD-Länder2) 
EG (12)2) 

Deutschlande) 
EFTA 

Entwicklungs- und Reformländer 

1,2 
0,5 

2,4 
1,9 
0,7 
0,2 

1,1 

3,3 
2,8 
1,0 
0,2 

1,3 1,5 

23,9 
9,2 

48,7 
39,3 
14,3 
4,7 

18,8 

55,6 
47,1 
16,5 
3,2 

27,4 25,6 

Gesamtausfuhr- fob 4,9 6,0 100,0 100,0 

Mittel- und Osteuropal) 
frühere Sowjetunion 

OECD-Länder2) 
EG (12)2) 

Deutschlande) 
EFTA 

Entwicklungs- und Reformländer 

1,5 
1,0 

3,8 
2,7 
1,0 
0,4 

1,5 

4,0 
3,2 
1,3 
0,4 

1,2 0,8 

23,2 
15,7 

57,7 
42,1 
15,8 
5,8 

24,6 

63,4 
50,3 
20,3 
6,8 

19,1 12,1 

Gesamteinfuhr- cif 6,5 6,33) 100,0 100,0 

1) Bulgarien, Slowakische und Tschechische Republik, Polen, Ungarn, frühere Sowjetunion, 1989 einschließlich Ostdeutschland. 
- 2) Von 1990 an einschließlich Ostdeutschland. - 3) Ohne Importe, für die noch keine Zolldeklarationen vorliegen (u.a. Rohöl). 

Quellen: National Commission for Statistics, Romanian Statistical Yearbook 1994, Foreign Trade Statistics 12/1994. 

triebliche Verschuldung erneut aufgebaut. Ende 1993 be-

liefen sich die ausstehenden Verbindlichkeiten auf 73 vH 

der Geldmenge; dieser Anteil hat sich im Jahresverlauf auf 

über 90 vH erhöht 78. Dies spricht dafür, daß die restriktive 

Geldpolitik durch die gegenseitige Kreditgewährung im 

Unternehmenssektor teilweise unterlaufen wurde. 

Die Geldmenge (M2) hat 1994 nominal um 140 vH zuge-

nommen; real stagnierte sie in den ersten sieben Monaten 

1994, nahm indes im Gesamtjahr zu. Die Einlageentwick-

lung zeigt, daß das Vertrauen in die heimische Währung 

wächst. So sind nicht nur die Einlagen der privaten Haus-

halte im Vergleich zur Entwicklung der Gesamteinlagen 

überdurchschnittlich gestiegen, sondern es wurden auch 

Hartwährungsdepositen durch Einlagen in heimischer 

Währung ersetzt. Offenbar wurde das Abwertungsrisiko 

des Leu geringer eingeschätzt, so daß sich seine höhere 

Realverzinsung auswirkte. 

Nachdem der Leu im Frühling 1994 stark abgewertet und 

der Wechselkurs des Leu anschließend freigegeben wor-

den war, wurde im Sommer 1994 der Interbankenmarkt für 

Devisen liberalisiert. Der Wechselkurs des Leu gegenüber 

dem Dollar wertete sich auf dem Interbankenmarkt im zwei-

ten Halbjahr 1994 nominal nur noch um 5 vH ab. Diese rela-

tiv geringe Abwertung des Leu war Folge des geringeren 

Leistungsbilanzdefizits bei zugleich unveränderten Kapi-

talzuflüssen. Diese Konstellation konnte von der Zentral-

bank in großem Umfang zum Aufbau der Reserven genutzt 

werden 19. 

Einen bedeutenden Kapitalzufluß stellten die ausländi-

schen Direktinvestitionen dar. Sie sind 1994 um 415 Mill. 

US-$ gestiegen und beliefen sich Ende 1994 kumulativ auf 

fast 1,3 Mrd. US-$20. Die Chancen des in Ostmitteleuropa 

nach Polen mit 23 Mill. Einwohnern zweitgrößten Binnen-

marktes und der selbst im Vergleich zu anderen mittel- und 

osteuropäischen Ländern relativ niedrigen Bruttolöhne, 

die sich Anfang 1995 auf durchschnittlich 125 US-$/Monat 

beliefen, wurden anscheinend erkannt. Die Bruttoaus-
landsverschuldung Rumäniens erreichte Ende 1994 

4,4 Mrd. US-$; (1993: 3,5 Mrd. US-$); gleichzeitig haben 

sich aber auch die Fremdwährungsreserven auf 

2 Mrd. US-$ erhöht21. Damit hat Rumänien eine in Mittel-

und Osteuropa vergleichsweise geringe Pro-Kopf-Aus-

landsverschuldung. 

18 RoAnia liberä vom 19. Januar 1994 sowie vom 2. Februar 
1995. 

19 Romania economic newsletter, January-March 1995, S. 7. 

20 Romania economic newsletter, January-March 1995, S. 7, 
sowie special insert S. 4. 

21 Banca Nalionalä a Romäniei: Bulletin lunar ianuarie 1995, 
S. 13. Es werden keine Angaben zur Verschuldung gegenüber den 
ehemaligen RGW-Ländern gemacht. 
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Tabelle 4 
Rumänien: Außenhandel nach Warengruppen') 

Struktur in vH 

Exporte Rumäniens Importe Rumäniens 

1989 1990 1991 1992 1993 1994 1989 1990 1991 1992 1993 1994 

Lebende Tiere und Tierprodukte 

Nahrungsmittel, Getränke, Tabak 
(einschließlich Gemüse, 
Obst und Fette) 

Mineralien 

Chemiewaren 

Kunststoff- und Gummiwaren 

Pelze und Felle 

Holzwaren 

Papierwaren 

Textilien 

Lederwaren und -schuhe 

Keramik-, Glas-, Steinwaren 

Metalle und Metallwaren 

Maschinenbau, Elektrotechnik 

Transportfahrzeuge 

Sonstige Güter 
und nicht aufgeführte Waren 

Insgesamt 

1,7 0,4 3,5 3,8 2,6 3,5 

3,4 

18,6 

7,3 

2,6 

0,5 

2,7 

0,7 

8,7 

1,9 

1,2 

15,0 

14,7 

13,6 

1,0 

19,7 

5,2 

1,8 

0,6 

3,1 

0,6 

10,0 

2,2 

1,3 

16,4 

16,4 

13,3 

2,6 

14,5 

6,7 

1,3 

0,6 

2,7 

0,5 

9,5 

2,0 

1,8 

14,9 

16,2 

11,5 

3,5 

11,8 

7,0 

1,6 

0,7 

3,6 

0,3 

16,0 

3,3 

2,0 

19,6 

9,0 

8,3 

2,9 

11,6 

7,9 

2,3 

0,9 

3,6 

0,3 

18,8 

5,1 

1,8 

17,3 

8,4 

6,4 

2,9 

11,9 

8,0 

2,4 

0,9 

3,6 

0,5 

18,5 

4,9 

1,8 

17,6 

8,4 

6,4 

7,4 7,9 11,7 9,5 10,0 8,7 

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

0,8 3,8 0,7 1,0 1,4 1,5 

3,5 

51,2 

5,7 

0,8 

1,2 

0,5 

0,5 

2,6 

0,2 

1,2 

5,5 

16,4 

6,9 

9,3 

42,3 

7,1 

1,0 

1,0 

0,8 

0,5 

2,9 

0,2 

1,2 

5,7 

14,4 

6,9 

12,8 

45,3 

7,1 

1,3 

0,3 

0,6 

0,7 

4,2 

0,8 

1,3 

4,2 

14,5 

2,4 

13,8 

28,7 

7,9 

3,1 

1,7 

0,5 

1,4 

10,1 

0,7 

1,0 

4,3 

17,7 

4,4 

7,9 

26,9 

7,9 

3,2 

2,1 

0,4 

1,4 

11,4 

1,0 

1,0 

5,0 

20,4 

4,7 

8,6 

23,0 

8,5 

3,5 

2,3 

0,4 

2,0 

12,5 

1,0 

1,0 

5,4 

21,5 

3,4 

2,9 2,9 3,8 3,6 5,5 5,3 

100,0 100,0 100'0 100,0 100,0 100,0 

1) Nach der Systematik des rumänischen Harmonisierten Systems. 

Quellen: National Commission for Statistics: Romanian Statistical Yearbook 1994, Foreign Trade Statistics 12/1994, Monthly 
Statistical Bulletin 12/1994. 

Fiskalpolitik 

Über den konsolidierten Haushalt liegen nur vereinzelte 
Angaben vor. Neben dem Staatshaushalt, der Sozialversi-

cherung und den nachgeordneten Haushalten existierten 

Mitte 1994 noch weitere 14 außerbudgetäre Fonds, die ins-

yH 

Zinsen und Verbraucherpreise in Rumänien 
Dezember 1993 bis Januar 1995 

180 -- 

165 - 

150 - 

135 -- OP 

120 

105 - 

90 - 
75 - 

60 - 

45 

30 - 

15 - 

0   

Auktionszinsen 

R• 

Verbraucherprelse • 
■ 

15  1 1 1 I 1 1 f 1 1 1 
1/94 6/94 

Quellen: National Bank of Romania, Q..dy B.11e ; National Dammission for 
Btatisties, Qu.rt dy ahtM-1 Bulletin. 

Real 

zinsen 

11/94 

DIW 95 

gesamt einen leichten Überschuß aufwiesen 22. Über-
schüsse verbuchten 1994 die Sozialversicherungshaus-

halte sowie die nachgeordneten Haushalte. Folglich über-

steigt das konsolidierte Defizit nicht das Defizit des Zentral-
haushalts. Am Jahresende belief sich das Defizit des 
Zentralhaushalts nach vorläufigen Angaben auf 4 vH des 

BIP und war damit deutlich höher als 1993 (1,7 VH)23. Zur 
Finanzierung des Defizits wurden neben der Aufnahme 
von externen Krediten 1994 erstmals Staatsanleihen mit 

kurzen Laufzeiten ausgegeben. Diese Anleihen konnten 
jedoch nicht vollständig auf dem Kapitalmarkt unterge-

bracht werden. Daher ist auch fraglich, ob die 1995 zur De-
fizitfinanzierung geplante Kreditaufnahme am Kapital-

markt in vollem Umfang gelingt. 

Das Defizit im Staatshaushalt stieg in der zweiten Jah-
reshälfte 1994 hauptsächlich aufgrund ungeplanterAusga-

ben. Die zusätzlichen Ausgaben haben sich nicht auf be-

22 Adevärul economic, Nr. 9/1995, S. 8. 

23 National Commission for Statistics: Social Situation and Eco-

nomyof Romania in 1993. Bukarest 1995, S. 40, sowie BancaNalio-
nalä a Romäniei: Bulletin lunar ianuarie 1995, S. 5. 
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Tabelle 5 
Rumänien: Staatshaushalt 1991 bis 1994 

1991 1992 1993 
1. 

Quart. 1994 
1. bis 2. 

Quart. 1994 
1. bis 3. 

Quart. 1994 
insgesamt 

1994 

Einnahmen 

Laufende Einnahmen 
Steuereinnahmen 

Direkte Steuern 
Gewinnsteuern 
Einkommensteuer 

Indirekte Steuern 
Sonstige Abgaben 

Kapitaleinnahmen 

Ausgaben 

Bildung, Kultur und Künste 
Verteidigung 
Öffentliche Ordnung 
Staatliche Verwaltung 
Volkswirtschaft 

Industrie 
Land- und Forstwirtschaft 
Transfers an regionale Haushalte 

Sonstige Ausgaben 

Einnahmen 

Laufende Einnahmen 
Steuereinnahmen 

Direkte Steuern 
Gewinnsteuern 
Einkommensteuer 

Indirekte Steuern 
Sonstige Abgaben 

Kapitaleinnahmen 

Ausgaben 

Bildung, Kultur und Künste 
Verteidigung 
Öffentliche Ordnung 
Staatliche Verwaltung 
Volkswirtschaft 

Industrie 
Land- und Forstwirtschaft 
Transfers an regionale Haushalte 

Sonstige Ausgaben 

in Mrd. Lei 

496,8 1 363,9 3792,5 1 603,0 3712,0 6042,7 8860,2 

490,6 
479,4 
278,9 
104,9 
172,2 
200,5 
11,2 
6,2 

1 342,6 
1 291,8 
789,4 
315,7 
457,7 
502,5 
50,8 
21,2 

3787,3 
3654,4 
1 880,5 
750,3 
1 324,9 
1 773,9 
132,9 

5,1 

1 601,1 
1 559,5 
871,9 
384,8 
568,8 
687,6 
41,6 
1,9 

3708,5 
3581,3 
2019,8 
927,1 
1 283,5 
1 561,4 
127,3 

3,5 

6037,6 
5759,9 
3211,6 
1 400,7 
2 125,6 
2548,2 
277,8 

5,1 

8851,0 
8368,6 
4600,4 
1 954,1 
3220,1 
3768,2 
482,3 

9,2 

537,9 1626,9 4128,8 1 540,3 3829,4 6872,1 10930,4 

187,1 
78,3 
19,7 
15,4 

189,4 
96,9 
35,8 
41,4 
48,1 

474,8 
195,7 
58,1 
48,9 

654,1 
326,7 
217,2 
169,6 
195,2 

100,0 100,0 

98,8 
96,5 
56,1 
21,1 
34,7 
40,4 
2,3 
1,2 

98,4 
94,7 
57,9 
23,1 
33,6 
36,8 
3,7 
1,6 

100,0 100,0 

34,8 
14,5 
3,7 
2,9 

35,2 
18,0 
6,7 
7,7 
8,9 

29,2 
12,0 
3,6 
3,0 

40,2 
20,1 
13,3 
10,4 
12,0 

264,7 
419,6 
219,8 
173,4 
507,8 
709,1 
515,9 
328,2 
543,4 

492,8 
162,3 
91,2 
75,5 

514,3 
181,2 
194,7 
114,7 
204,3 

Struktur in vH 

1 237,2 
404,5 
218,9 
185,1 
1 206,4 
489,3 
330,0 
271,3 
577,3 

100,0 100,0 100,0 

99,9 
96,4 
49,6 
19,8 
34,9 
46,8 
3,5 
0,1 

99,9 
97,3 
54,4 
24,0 
35,5 
42,9 
2,6 
0,1 

99,9 
96,5 
54,4 
25,0 
34,6 
42,1 
3,4 
0,1 

2042,4 
690,9 
415,7 
315,2 

2397,3 
826,3 
655,4 
474,9 
1 010,6 

3217,0 
1 184,7 
661,4 
496,5 

3648,0 
1 210,5 
1 168,4 
783,8 
1 722,7 

100,0 100,0 

99,9 
95,3 
53,1 
23,2 
35,2 
42,2 
4,6 
0,1 

99,9 
94,5 
51,9 
22,1 
36,3 
42,5 
5,4 
0,1 

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

30,6 
10,2 
5,3 
4,2 

36,5 
17,2 
12,5 
8,0 

13,2 

32,0 
10,5 
5,9 
4,9 

33,4 
11,8 
12,6 
7,4 

13,3 

32,3 
10,6 
5,7 
4,8 

31,5 
12,8 
8,6 
7,1 

15,1 

29,7 
10,1 
6,0 
4,6 

34,9 
12,0 
9,5 
6,9 

14,7 

29,4 
10,8 
6,1 
4,5 

33,4 
11,1 
10,7 
7,2 

15,8 

Saldo (Mrd. Lei) -41,1 -263,0 -336,3 62,6 -117,4 -829,4 -2070,2 

Anteil des Saldos am BIP in vH -1,9 -4,3 -1,7 - - - -4,4 

Quellen: National Commision for Statistics, Romanian Statistical Yearbook 1993; National Bank of Romania: Quarterly Bulletins 
1-4/1994, Buletin Lunar 1/1995; National Commision for Statistics: Social Situation and Economy of Romania in 1993. 

stimmte Aufgaben konzentriert; die Ausgabenstruktur hat 

sich im Vergleich zum Vorjahr kaum verändert. Den größten 

Einzelposten stellten mit rund einem Drittel an den 

Gesamtausgaben die Ausgaben für die Wirtschaft dar, ge-

folgt von Aufwendungen für sozial-kulturelle Zwecke mit 

nahezu 30 vH. Auch auf der Einnahmenseite gab es keine 

wesentlichen Strukturveränderungen. Etwas mehr als die 

Hälfte der Einnahmen entfiel auf direkte Steuern; bei den 

indirekten Steuern nahm die Bedeutung der Mehrwert-

steuer zu. Probleme gibt es mit der Steuererhebung. Dazu 
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wurde im Oktober 1994 ein Gesetz erlassen, das Strafen 

für Steuerhinterziehung und bei Zahlungsverzug vor-

sieht24. So müssen natürliche Personen für eine nicht ter-

mingerechte Abgabe ihrer Steuererklärung mit einer Geld-

strafe von über einem Monatsgehalt rechnen. 

Im Budgetentwurf ist für 1995 vorgesehen, das Defizit 

des Staatshaushalts auf 2,8 vH des BIP zu begrenzen. Auf 

der Einnahmenseite soll durch eine vereinfachte Berech-

nungsmethode und Vorauszahlungen das Gewinnsteuer-

aufkommen trotz Senkung des Steuersatzes erhöht 

werden. Auf der Ausgabenseite sind keine wesentlichen 

Strukturveränderungen geplant. Der Anteil für Soziales 

und Kultur soll zwar leicht sinken; dafür werden sozialkul-

turelle Maßnahmen verstärkt aus außerbudgetären Fonds 

finanziert25, die neben dem Staatshaushalt geführten Bud-

gets sollen aber auch 1995 ausgeglichen sein oder sogar 

leichte Überschüsse aufweisen. 

Privatisierung und Unternehmenskontrolle 

In den Statistiken der mittel- und osteuropäischen Län-

der wird der private Sektor, der vor allem in den nicht produ-

zierenden Bereichen expandiert, meist nur unzureichend 

erfaßt. In Rumänien jedoch könnte angesichts der bisher 

zögerlichen Privatisierung die im vergangenen Jahr aus-

gewiesene Steigerung des privaten Anteils am BIP um 

3 vH-Punkte auf 35 vH den Tatsachen entsprechen 26: Zum 

einen ist der Anteil der privaten Produktion im wichtigsten 

Wirtschaftsbereich, der Industrie, nur um 2 vH-Punkte auf 

9 vH gestiegen. Zum anderen werden in der Landwirt-

schaft mittlerweile zwar 80 vH der Anbaufläche dem priva-

ten Sektor zugerechnet27, doch wird der tatsächliche 

Stand damit überzeichnet. Viele private Landwirte haben 

nur vorläufige Eigentumstitel erhalten 28. Bei der Verteilung 

seiner landwirtschaftlichen Erzeugnisse ist der private 

Sektor meist noch auf staatliche Organisationen ange-

wiesen29. 

In der Bauwirtschaft expandiert der private Sektor kräf-

tig. Sein Anteil ist 1994 um 24 vH-Punkte auf 58 vH der 

Bauleistungen gestiegen. Allerdings trägt die Bauwirt-

schaft nur zu 5 vH zur Entstehung des BIP bei3°. Der pri-

vate Anteil an den Einzelhandelsumsätzen hat wie in ande-

ren mittel- und osteuropäischen Ländern in den vergange-

nen Jahren erheblich zugenommen: allein 1994 um 

14 vH-Punkte auf 69 vH. Bei den Dienstleistungen er-

reichte dieser Anteil 43 vH 31. 

Bereits 1990/91 war ein gemischtes, d.h. ein auf Verkauf 

und unentgeltliche Verteilung beruhendes Privatisierungs-

modell entwickelt worden: 70 vH des Gesellschaftsvermö-

gens wurden auf den staatlichen Eigentumsfonds übertra-

gen und sollten verkauft werden. Die restlichen 30 vH wur-

den auf fünf regional gegliederte Fonds aufgeteilt. Es war 

vorgesehen, daß die Bevölkerung bei den Regionalfonds 

ihre Eigentumszertifikate gegen Aktien von Unternehmen 

bzw. Anteile an den Fonds eintauschen kann. Allerdings ist 

es dazu bislang nicht gekommen. Das Gesetzesprojekt zur 

Privatisierung vom Frühjahr 1995 sieht weiterhin vor, daß 

30 vH des Gesellschaftsvermögens an die Bevölkerung 

verteilt werden. 

Die Privatisierung konzentrierte sich in den vergange-

nen Jahren zum einen auf die sogenannte Pilotprivatisie-

rung, eine Testphase für die große Privatisierung. Bis Ende 

1993 konnten 22 ausgewählte Unternehmen privatisiert 

werden. Zum anderen wurden Betriebsteile und vornehm-

lich kleine Unternehmen an die Belegschaften und Be-

triebsleitungen verkauft32. Diese Privatisierung durch ma-

nagementbuy-out(MEBO) hat zwar den Nachteil, daß die 

Eigentumsrechte zersplittert werden und die Unterneh-

mensführung an Effizienz verliert; jedoch erhöht sie auch 

das Interesse an der Privatisierung. Insgesamt hat 1994 

das Tempo der Privatisierung etwas zugenommen. Aller-

dings sind vom Gesamtvermögen der ursprünglich zur Pri-

vatisierung vorgesehenen Unternehmen von Oktober 1992 

bis Anfang 1995 nur 4,4 vH privatisiert worden 33. Damit hat 

die Regierung ihr Ziel, jährlich 10 vH zu privatisieren, bei 

weitem verfehlt. 

Der vorgesehene Umfang der Privatisierung ist relativ 

gering. Von der Privatisierung sind die 560 „ regie auto-

nome", d.h. große Unternehmen, die in sogenannten stra-

tegischen Bereichen und der Infrastruktur tätig sind und in 

staatlichem Eigentum verbleiben, ausgeschlossen 34. Ein 

Konzept für die Privatisierung der Banken muß erst noch 

entwickelt werden. Des weiteren werden im Rahmen der 

gemischten Privatisierung zunächst nur maximal 30 vH 

der Aktien an die Bevölkerung verteilt; ein Sekundärmarkt 

für diese Aktien muß erst noch geschaffen werden. Für die 

restlichen 70 vH muß der staatliche Eigentumsfonds Käu-

fer finden. Dabei werden zuerst diejenigen Unternehmen 

angeboten, deren Privatisierung relativ aussichtsreich er-

scheint: Die meisten der für die Privatisierung im Jahr 1995 

vorgesehenen 1500 Unternehmen sind kleine und mittlere 
Betriebe 35. 

24 Monitorul Oficial al Romäniei, Nr. 299/1994, S. 10 ff. 

25 Adevärul economic, Nr. 8/1995, S. 4. 

26 National Commission for Statistics: Monthly Statistical Bulle-
tin, Nr. 12/1994, S. 1. 

27 Romänia liberä vom 3. März 1995, S. 4. 

28 Rd. 60 vH der Landwirte haben noch immer vorläufige Ei-
gentumstitel. Beim derzeitigen Tempo der Bearbeitung wird erst 
nach der Jahrtausendwende die Restitution abgeschlossen sein. 
Vgl. Romänia liberä vom 15. April 1995, S. 1. 

29 Adevärul economic, Nr. 44/1994, S. 4 f. 

30 National Commission for Statistics: Monthly Statistical Bulle-
tin, Nr. 12/1994, S. 4. 

31 National Commission for Statistics: Monthly Statistical Bulle-
tin, Nr. 1/1995, S. 4. 

32 Romänia liberä vom 6. Dezember 1994, S. 4. 

33 Romänia liberä vom 1. Februar 1995, S. 1, 

34 Der Anteil dieser Unternehmen am Kapitalstock ist unklar. Zu 
Beginn der Transformation hatten die „ regie autonome" einen An-
teil von über 40 vH. Ihre Zahl ist aber inzwischen gesunken. 
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Die Privatisierung verzögerte sich u.a. aufgrund der un-

klaren Kompetenzverteilung zwischen staatlichem Eigen-

tumsfonds und Regionalfonds; auch wurde die Leitung des 
staatlichen Fonds ausgetauscht. Der Hauptgrund bestand 

in politischen Widerständen gegen die Privatisierung. Es 

wird befürchtet, daß die Privatisierung zu Betriebsschlie-

ßungen, einem Beschäftigungsabbau und sozialen Unru-

hen führt. Aus diesen Gründen sind auch nur wenige un-

rentable Betriebe geschlossen worden. Die gesetzliche 

Grundlage hierfür ist das Handelsgesetzbuch von 1887; 

eine Neufassung des Konkursgesetzes steht noch aus. 

Die Restrukturierung meist unrentabler, sich noch mehr-

heitlich in Staatseigentum befindlicher Unternehmen 

wurde im Sommer 1993 angegangen. Es wurde eine Re-

strukturierungsagentur gegründet36 und ihr — teilweise in 

Zusammenarbeit mit dem staatlichen Eigentumsfonds — 

die Aufsicht über das Geschäftsgebaren von 200 Unter-

nehmen übertragen 37. In den sogenannten „regie auto-

nome" soll die Finanzdisziplin durch Managementverträge 

sowie in einigen Unternehmen durch die Aufsicht von Fi-

nanzministerium und Bankenvertretern erhöht werden38. 

Fazit 

Nach starken Produktionsrückgängen bis 1992 befindet 

sich die rumänische Wirtschaft seither in einem leichten 

Aufwind. Die gesamtwirtschaftliche Leistung hat im ver-

gangenen Jahr um 3,4 vH gegenüber 1993 zugenommen. 

Insbesondere die Exporterfolge einiger Industriezweige 

deuten auf einen beginnenden Strukturwandel hin. Das 

Leistungsbilanzdefizit konnte verringert und die Kapitalzu-

flüsse zum Reserveaufbau der Zentralbank genutzt 

werden. 

In der Industrie dominieren noch die staatlichen Unter-

nehmen; vor allem in den auf den Binnenmarkt konzen-

trierten Industriezweigen müssen Produktivitätsreserven 

erschlossen werden. Dies wird durch die Möglichkeit der 

zwischenbetrieblichen Verschuldung, das fehlende Kon-

kursrisiko sowie die zögerliche Privatisierung verhindert. 

Die Privatisierung ist bislang weit hinter dem ohnehin 

schon wenig ambitionierten Ziel der Regierung zurückge-

blieben. Das Fortbestehen von Verlustbetrieben und ihre 

Möglichkeit, in die zwischenbetriebliche Verschuldung 

auszuweichen, verringern die Wirksamkeit des von der 

Geld- und Fiskalpolitik ausgehenden Anpassungsdrucks. 

Insgesamt hinken Privatisierung und Umstrukturierung 

den anderen Reformen weit hinterher. 

Mit der zunächst sehr restriktiven Geld-, Fiskal- und 

Lohnpolitik wurden extrem hohe positive Realzinsen er-

reicht; die Lohnentwicklung blieb zunächst hinter der 

Preissteigerung zurück. Die im zweiten Halbjahr ge-

lockerte Fiskal- und Lohnpolitik ließ das Defizit des Staats-

haushalts sprunghaft ansteigen. Auch wurde dem Druck, 

die Lohnpolitik zu lockern und staatliche Ausgaben für 

Subventionen und konsumtive Zwecke zu verwenden, 

nachgegeben. Durch diese Entwicklung haben sich die 

Rahmenbedingungen für die Geldpolitik für das laufende 

Jahr wieder verschlechtert. Zu fragen ist auch, wie lange 

mit administrierten Preisen die Inflationsneigung gesenkt 

werden kann. 

Die wirtschaftliche Erholung wird nur an Tempo gewin-

nen, wenn das Vertrauen in die Reformbestrebungen 

wächst. Daher ist es wichtig, daß die Privatisierung forciert 

und das Konkursrecht angewendet wird. Erst dann beste-

hen wichtige Voraussetzungen für rentables Wirtschaften 

und für die wirksame Anwendung des geldpolitischen In-

strumentariums. Wichtig ist auch, daß der potentielle An-

spruch an den Staatshaushalt gesenkt wird und sich die Ta-

rifparteien auf moderate Lohnabschlüsse einigen. 

35 Adevärul economic, Nr. 6/1995, S. 9. 

36 Monitorul Oficial al Romäniei, Nr. 22/1994. 

37 Monitorul Oficial al Romäniei, Nr. 215/1994. 

38 Monitorul Oficial al Romäniei, Nr. 244/1993 sowie 
Nr. 213/1994. 
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